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Kirchliches Gesetz.

*Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen

Vom 27. 11. 1959
Az. 22/0 (23/0, 25/0)

Die Landessynode hat als kirchliches Gesetz 
beschlossen, was folgt:

§ 1
Die Landeskirche gewährt in Krankheits-, 

Geburts- und Todesfällen Beihilfen an folgende 
beihilfeberechtigte Personen:

1. im Dienst der Landeskirche stehende
a) Pfarrer, Vikarinnen und unständige Geist­

liche,
b) Beamte,
c) Angestellte,
d) Arbeiter,
e) Lehrlinge;

2. Wartegeld- und Ruhegehaltsempfänger;
3. Witwen und Kinder der unter Ziffer 1a und 

b sowie Ziffer 2 Genannten, solange sie lau-
fende Bezüge 
erhalten.

aus landeskirchlichen Mitteln

§2
(1) Die Voraussetzungen und den Umfang der 

Beihilfen regeln die sinngemäß anzuwendenden 
Beihilfevorschriften des Landes Baden-Württem­
berg (Verordnung der Landesregierung Baden- 
Württemberg über die Gewährung von Beihilfen 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen vom 
13. 7. 1959, Gesetzblatt für Baden-Württemberg

S. 67, und Ausführungsbestimmungen des Finanz­
ministeriums Baden-Württemberg vom 24.7.1959, 
Gemeinsames Amtsblatt Baden-Württemberg 
S. 427). *)

(2) Festsetzungssielle im Sinne der Beihilfe­
vorschriften ist der Evang. Oberkirchenrat.

§3
(1) Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, 

Veränderungen in der Bemessungsgrundlage 
und in den einzelnen Beihilferichtsätzen der je­
weils für das Land Baden-Württemberg gelten­
den Beihilfevorschriften durch Verordnung sinn­
gemäß in das Beihilferecht der Landeskirche 
einzuführen.

(2) Durchführungsbestimmungen über den ver­
waltungsmäßigen Vollzug dieses Gesetzes erläßt 
der Evang. Oberkirchenrat.

§4
Dieses Gesetz tritt am 1. August 1959 in Kraft. 

Die Beihilfen für Aufwendungen, die bis zum 
Tage vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ent­
standen sind, werden nach den bisher in der 
Landeskirche geltenden Beihilfegrundsätzen be­
messen. Für Aufwendungen, deren Beihilfefähig­
keit bis zu diesem Zeitpunkt anerkannt ist, gilt 
das gleiche, wenn dies für den Beihilfeberech­
tigten günstiger ist.

Dieses Gesetz wird hiermit verkündet.
Karlsruhe, den 27. November 1959

Der Landesbischof:
D. Bender

*) Die staatlichen Beihilfevorschriften werden, auf den Dienstbereich der Landeskirche sinngemäß angewandt, in der 
Anlage zu diesem Gesetz bekanntgegeben.
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Anlage

Die Beihilfevorschriften des Landes 
Baden-Württemberg (BeihV)

(Verordnung der Landesregierung über die 
Gewährung von Beihilfen in Krankheiis-, Ge- 
burts- und Todesfällen vom 13. 7. 1959, Gesetzbl. 
S. 67, nebst Rundschreiben des Finanzministe-
riums hierzu Ausführungsbestimmungen -
vom 24. 7. 1959, Gemeinsames Amtsbl. S. 427).

Fassung für die Evangelische 
Landeskirche in Baden

(eingeführt durch kirchl. Gesetz 
vom 27. 11. 1959, VBl. S. 9)

Nr. 1
Beihilfeberechtigte Personen

(1) Die Landeskirche gewährt in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen Beihilfen an folgende 
beihilfeberechtigte Personen:
1. im Dienst der Landeskirche stehende

a) Pfarrer, Vikarinnen und unständige Geist­
liche,

b) Beamte,
c) Angestellte,
d) Arbeiter,
e) Lehrlinge;

2. Wartegeld- und Ruhegehaltsempfänger;
3. Witwen und Kinder der unter Ziffer 1 a und 

b sowie Ziffer 2 Genannten, solange sie lau­
fende Bezüge aus landeskirchlichen Mitteln 
erhalten.

(2) Beihilfen werden nicht gewährt:
1. beihilfeberechtigten Personen im Sinne von 

Absatz 1 Ziffer 1, die nur vorübergehend oder 
nebenbei verwendet werden,
a) wenn sie für weniger als ein Jahr 

beschäftigt werden, es sei denn, daß sie 
insgesamt mindestens ein Jahr ununter­
brochen im öffentlichen Dienst tätig sind, 

b) wenn ihre regelmäßige wöchentliche Ar­
beitszeit durchschnittlich weniger als die 
Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten beträgt;

2. Versorgungsempfängern (Abs. 1 Ziff. 2 und 3) 
für die Dauer einer Beschäftigung im öffent­
lichen Dienst, die zum Bezug von Beihilfen 
berechtigt.

Ausführungsbestimmungen:
Zu Nr. 1

Zu.Absatz 1:
1. Beihilfeberechtigt sind auch Empfänger von 

Sterbegeld, die im unmittelbaren Anschluß 
an die Zeit, für die Sterbegeld gezahlt wird, 
nach Nr. 1 Abs. 1 Ziff. 3 BeihV beihilfebe- 
rechiigt werden.

2. Auf Angestellte, Arbeiter, Lehrlinge und An­
lernlinge finden die BeihV nach Maßgabe der 
tariflichen Regelungen Anwendung.

3. Beihilfeberechtigt nach Ziff. 3 sind die waisen- 
geldberechiigien Kinder, deren Mutter nicht 
zum Bezug von Witwengeld berechtigt ist.

Zu Absatz 2:
Bei Ziff. 1 Buchst, b ist die regelmäßige 

wöchentliche Arbeitszeit im Zeitpunkt der Ent­
stehung der Aufwendungen (Nr. 3 Abs. 5 Satz 2) 
maßgebend. Bei Lehrkräften an Schulen tritt an 
die Stelle der regelmäßigen Arbeitszeit die 
Pflichtstundenzahl.

Nr. 2 
Beihilfefälle

(1) Beihilfefähig sind Aufwendungen, die er­
wachsen
1. in Krankheitsfällen

a) für den Beihilfeberechtigten selbst,
b) für die nicht selbst beihilfeberechtigte 

Ehefrau des Beihilfeberechtigten; für den 
nicht selbst beihilfeberechtigten Ehemann 
der Beihilfeberechtigten, sofern der Ehe­
mann zur Zeit der Entstehung der Aufwen­
dungen einen gesetzlichen Unterhaltsan­
spruch gegen die Beihilfeberechtigte hat, 

c) für die in Abs. 2 bezeichneten Kinder;
2. in Geburfsfällen

a) einer Beihilfeberechtigten,
b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehe­

frau des Beihilfeberechtigten,-
3.

4.

im Todesfalle
a) eines Beihilfeberechtigten,
b) seines Ehegatten,
c) eines im Abs. 2 bezeichneten Kindes, bei 

Totgeburten, wenn dem Beihilfeberechtig­
ten der Kinderzuschlag hätte gewährt wer­
den können;

für Schutzimpfungen
a) des Beihilfeberechtigten,
b) seines nicht selbst beihilfeberechtigten 

Ehegatten,
c) eines im Abs. 2 bezeichneten Kindes, 

wenn die Impfungen nicht kostenlos durch- 
geführi werden können.

(2) Aufwendungen nach Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, c,
Ziff. 3 Buchst, c und Ziff. 4 Buchst, c werden nur 
für nicht selbst beihilfeberechtigte Kinder be­
rücksichtigt, für die der Beihilfeberechtigte 
einen Kinderzuschlag von der Landeskirche be­
zieht.

Ausführungsbestimmungen:
Zu Nr. 2

Zu Absatz 1:
Der Ehegatte (Ehemann oder Ehefrau) ist nicht 

selbst beihilfeberechtigt im Sinne der Nr.2 Abs. 1 
Ziff. 1 Buchst, b, wenn er nicht zu dem Personen-



— Nr. 2/1960 — 11

kreis nach Nr. 1 Abs. 1 BeihV oder entsprechen­
den Bestimmungen anderer Dienstherren gehört. 
Der selbst beihilfeberechtigte Ehegatte eines 
Beihilfeberechtigten hat seine Krankheitskosten 
in einem eigenen Beihilfeantrag bei seiner Fest­
setzungsstelle geltend zu machen.

Nr. 3
Begriff der beihilfefähigen Aufwendungen

(1) Beihilfefähig sind die notwendigen Auf­
wendungen in angemessenem Umfange
1. in Krankheitsfällen

zur Wiedererlangung der Gesundheit, zur 
Besserung oder Linderung von Leiden sowie 
für die Beseitigung oder zum Ausgleich an­
geborener oder erworbener Körperschäden,

2. in Geburtsfällen
für die Entbindung, das Wochenbett und die 
Säuglingsausstattung,

3. in Todesfällen
für die Erd- oder Feuerbestattung.

(2) Notwendige Aufwendungen sind die 
Kosten der Behandlung durch einen Arzt, Zahn­
arzt oder eine andere Person, die nach dem 
Heilpraktikergeseiz vom 17. Februar 1939 (RGBl. I 
S. 251) zur Ausübung der Heilkunde oder nach 
dem Gesetz vom 31. März 1952 (BGBl. I S. 221) zur 
Ausübung der Zahnheilkunde berechtigt ist, und 
die sonstigen unter Nr. 4 bis 11 aufgeführten 
Aufwendungen. Über den angemessenen Um­
fang der Aufwendungen entscheidet die Fest­
setzungsstelle. Mehraufwendungen für die Inan­
spruchnahme einer ersten ärztlichen Fachkraft 
ohne zwingenden Anlaß sind nicht beihilfefähig. 
Die Festsetzungsstelle kann bei Zweifel über die 
Notwendigkeit und den angemessenen Umfang 
der Aufwendungen ein Gutachten des Amts­
oder Vertrauensarztes (-zahnarztes) einholen.

(3) Sachleistungen (ärztliche Versorgung, 
Krankenhausbehandlung, Heilmittel usw.) einer 
Krankenkasse oder Krankenversicherung sowie 
Krankenschein- und Rezeptgebühren sind nicht 
beihilfefähig.

(4) In Fällen, in denen einer Person auf Grund 
gesetzlicher oder anderer Vorschriften Heilfür­
sorge, Krankenhilfe oder Kostenerstattung zu­
sieht, sind Aufwendungen im Rahmen der Bei­
hilfevorschriften nur insoweit beihilfefähig, als 
sie über die zustehenden Leistungen hinaus­
gehen. Satz 1 gilt nicht für die Fälle freiwilliger 
Versicherung in der gesetzlichen Krankenver­
sicherung oder einer Ersaizkasse.

(5) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen, 
die zu einem Zeitpunkt entstanden sind,
1. in dem der Beihilfeberechtigte noch nicht 

oder nicht mehr zu den in Nr. 1 bezeichneten 
beihilfeberechtigten Personen gehörte oder 
ohne Genehmigung schuldhaft dem Dienst 
ferngeblieben war,

2. in dem die betreffende Person nicht nach 
Nr. 2 berücksichtigungsfähig war.
Die Aufwendungen gelten als entstanden in 

dem Zeitpunkt, in dem die sie verursachenden
Umstände eingeireten sind, z. B. der Zeitpunkt
der Behandlung durch den Arzt, des Einkaufs 
von Arzneien, der Lieferung eines Hilfsmittels.

(6) Nicht beihilfefähig sind Aufwendungen 
eines Versorgungsempfängers (Nr. 1 Abs. 1 Ziff. 2 
und 3), der außerhalb des öffentlichen Dienstes 
beruflich tätig ist, und des nicht selbst beihilfe­
berechtigten berufstätigen Ehegatten eines Bei­
hilfeberechtigten (Nr. 2 Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, b), 
wenn nachgewiesen wird, daß der Krankheits­
fall überwiegend in einem ursächlichen Zusam­
menhang mit der Berufstätigkeit steht.

(7) Aufwendungen im Todesfalle des Ehegat­
ten eines Beihilfeberechtigten (Nr. 2 Abs. 1 Ziff. 3 
Buchst, b) sind nur insoweit beihilfefähig, als sie 
nicht durch Leistungen gedeckt sind, die auf 
Grund einer früheren Berufstätigkeit des Ehe­
gatten gewährt werden und die nicht ausschließ­
lich auf eigenen Beiträgen beruhen.

Ausfühlungsbestimmungen
Zu Nr. 3

Zu Absatz 1:
Nach Ziff. 1 sind Aufwendungen in Krank­

heitsfällen bei Dauerleiden dann von der Bei­
hilfegewährung ausgeschlossen, wenn sie nicht 
mehr dazu dienen können, eine Besserung oder 
wenigstens eine Linderung des Leidens herbei­
zuführen.
Zu Absatz 3:

Zuschüsse oder Barleistungen, die eine Kran­
kenkasse oder Krankenversicherung zu bestimm­
ten Aufwendungen, z. B. bei Zahnersatz, bei 
stationärer Krankenhausbehandlung usw. ge­
währt, sind nicht Sachleistungen im Sinne die­
ser Vorschrift.

Zu Absatz 4:
1. Pflichtversicherte in der gesetzlichen Kran­

kenversicherung und ihre Angehörigen sind 
ausschließlich auf die ihnen zustehenden 
Sachleistungen angewiesen. Aufwendungen, 
die dadurch entstehen, daß der Pflichtver­
sicherte diese Leistungen nicht in Anspruch 
nimmt oder sich anstelle einer möglichen 
Sachleistung eine Barleistung gewähren läßt, 
sind nicht beihilfefähig. Lediglich in den Fäl­
len, in denen die Krankenversicherungsträger 
nur einen Zuschuß leisten, sind die geltend 
gemachten Aufwendungen im Rahmen der 
BeihV beihilfefähig. Die beihilfefähigen Auf­
wendungen werden jedoch um den Zuschuß 
gekürzt.

2. Abs. 4 Satz 1 findet auch Anwendung, wenn 
ein Drifter auf Grund von Bestimmungen des 
bürgerlichen Rechts verpflichtet ist, die 
Kosten der beihilfefähigen Aufwendungen zu 
erstatten, z. B. auf Grund eines Schadenser-
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satzanspruches. Im Zweifelsfalle ist eine Bei­
hilfe nur zu gewähren, wenn der Beihilfe­
berechtigte seinen Schadensersatzanspruch 
abtritt.

Zu Absatz 7:
Als Leistung auf Grund einer früheren Berufs­

tätigkeit des verstorbenen Ehegatten ist z. B. ein 
Sterbegeld anzusehen, das von dem Träger einer 
Pflichtversicherung oder von dem früheren 
Arbeitgeber des verstorbenen Ehegatten aus An­
laß des Todesfalles gewährt wird, nicht jedoch 
eine Zahlung auf Grund einer freiwillig ohne 
Beteiligung des Arbeitgebers abgeschlossenen 
Lebens- oder Sterbegeldversicherung. Wenn 
eine Krankenversicherung bei einer RVO-Kasse 
freiwillig weitergeführt wurde, beruhen die Lei­
stungen aus dieser Versicherung ausschließlich 
auf den eigenen Beiträgen.

Nr. 4
Beihilfefähige Aufwendungen in Krankheitsfällen

Die beihilfefähigen Aufwendungen umfassen 
die Kosten für
1. ärztliche und zahnärztliche Untersuchung, Be­

ratung und Verrichtung sowie Begutachtung 
bei Durchführung dieser Vorschriften;

2. zahnprothetische und kieferorthopädische 
Leistungen (Nr. 7 und 8);

3. Unterkunft und Verpflegung in der dritten 
Pflegeklasse in inländischen öffentlichen oder 
freien gemeinnützigen Krankenanstalten. Bei 
Unterbringung in einer höheren Pflegeklasse 
sind daneben 80 vom Hundert des Unter- 
schiedsbetrages zwischen den Kosten für die 
Unterkunft und Verpflegung in der zweiten 
und in der dritten Klasse beihilfefähig. Sind 
in den Pflegesätzen der dritten Klasse die 
Kosten für ärztliche Behandlung enthalten, 
so gelten im allgemeinen 80 vom Hundert der 
Pflegesätze als Kosten für Unterkunft und Ver­
pflegung. Bei Unterbringung in einer nach 
§ 30 der Gewerbeordnung konzessionierten 
privaten Krankenanstalt oder Privatklinik sind 
die Kosten für Unterkunft und Verpflegung 
bis zu dem Betrage beihilfefähig, der am Orte 
der Unterbringung oder in nächster Umge­
bung für Unterkunft und Verpflegung in einer 
öffentlichen oder freien gemeinnützigen 
Krankenanstalt beihilfefähig wäre. Die bei­
hilfefähigen Kosten für Unterkunft und Ver­
pflegung sind in voller Höhe berücksichti- 
gungsfähig, wenn der Beihilfeberechtigte in 
seiner Wohnung einer anderen Person nicht 
nur vorübergehend Unterkunft und Unter­
halt gewährt, weil er gesetzlich oder sittlich 
dazu verpflichtet ist, andernfalls nur zu 75 
vom Hundert;

4. erste Hilfe;
5. eine nach ärztlicher Bescheinigung notwen­

dige Berufspflegekraft. Die Kosten einer vom 
Arzt als geeignet erklärten Ersatzpflegekraft

können unter derselben Voraussetzung als 
beihilfefähig anerkannt werden, jedoch höch­
stens bis zur Höhe der Kosten für eine Berufs­
pflegekraft. Die Kosten für eine Pflege durch 
nahe Angehörige oder im Haushalt des Bei­
hilfeberechtigten tätige Personen sind nicht 
beihilfefähig;

6. die bei ärztlichen oder zahnärztlichen Ver­
richtungen verbrauchten und die auf schrift­
liche ärztliche Verordnung beschafften Heil­
mittel, Verbandmittel und dergleichen;

7. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Ent­
seuchung und die dabei verbrauchten Stoffe;

8. eine vom Arzt schriftlich angeordnete Heil­
behandlung und die dabei verbrauchten 
Stoffe. Zur Heilbehandlung gehören auch 
ärztlich verordnete Bäder (Moor-, Mineral-, 
Schwitzbäder usw.), Massagen, Krankengym­
nastik und Bestrahlungen. Aufwendungen für 
eine wissenschaftlich nicht anerkannte Heil­
behandlung können von der Beihilfefähig­
keit ausgeschlossen werden;

9. Beschaffung, Unterhaltung oder Ersatz der 
vom Arzt schriftlich verordneten Hilfsmittel 
bei organischen Fehlern (z. B. bei Sehfehlern, 
Schwerhörigkeit, Verunstaltung, Verkrüppe­
lung), die
a) zur Erzielung eines den dienstlichen An­

forderungen oder den Erfordernissen des 
täglichen Lebens entsprechenden Zustan­
des erforderlich und

b) nach dem Bundesversorgungsgesetz als 
Hilfsmittel zugelassen sind. Aufwendun­
gen über 150 DM für ein Hilfsmittel sind 
nur beihilfefähig, wenn die Fesisetzungs- 
stelle die Beihilfefähigkeit vorher — in 
dringenden Fällen nachträglich — aner­
kannt hat. Die Kosten für Ersatzbatterien 
von Hörgeräten sind nicht beihilfefähig. 
Bei orthopädischer Fußbekleidung sind
nur die Kosten für orthopädische Maß­
schuhe, gekürzt um den Betrag für eine 
normale Fußbekleidung, beihilfefähig. 
Nicht beihilfefähig sind die Kosten für 
Schuhe mit kleinen Besonderheiten (Ge­
sundheitsschuhe, z. B. solche mit verstärk­
ter Ferse, Kappe oder mit Stütze), die auch 
fabrikmäßig hergestellt werden können;

10. die Beförderung des Erkrankten und, falls 
erforderlich, einer Begleitperson sowie die 
Gepäckbeförderung. Besteht die Möglichkeit, 
öffentliche, regelmäßig verkehrende Beför-
derungsmittel zu benutzen, sind dienur
Kosten dafür und nur die der niedrigsten Be­
förderungsklasse unter Berücksichtigung mög­
licher Fahrpreisermäßigungen beihilfefähig. 
Höhere Beförderungskosten dürfen nur inso-
weit berücksichtigt werden, als sie unver­
meidbar sind oder waren, insbesondere, wenn 
der behandelnde Arzt bescheinigt, daß die 
anderweitige Beförderung wegen des Ge­
sundheitszustandes des Erkrankten erforder-
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lich ist oder war. Bei Behandlung am Orte des 
Erkrankten oder in der nächsten Umgebung 
sind die Kosten für die Benutzung öffent­
licher, regelmäßig verkehrender Beförde­
rungsmittel nicht beihilfefähig.

Ausführungsbestimmungen
Zu Nr. 4

Zu Ziffer 3:
Bei einem Krankenhausaufenthalt sind ein­

heitlich in allen Beihilfefällen die Kosten für 
Unterkunft und Verpflegung beihilfefähig 
a) in inländischen öffentlichen oder freien ge­

meinnützigen Krankenanstalten:
in der dritten Pflegeklasse in vollem Um­
fange, in einer höheren Pflegeklasse daneben 
mit 80 v. H. des Unterschiedsbetrages zwi­
schen den Kosten in der zweiten und in der 
dritten Klasse,

b) in privaten Krankenanstalten oder in Privat­
kliniken:
bis zu dem Befrag, der am Ort der Unter­
bringung oder in nächster Umgebung für 
Unterkunft und Verpflegung in einer öffent­
lichen oder freien gemeinnützigen Kranken­
anstalt beihilfefähig wäre. Als Anstalten in 
der nächsten Umgebung sind diejenigen an­
zusehen, die für die Versorgung der Kranken 
des betreffenden Ortes im allgemeinen in 
Betracht kommen.
Die Beschränkungen unter a) und b) gelten 

nicht für die Arztkosten. Mehraufwendungen, 
die dadurch entstehen, daß eine höhere als die 
zweite Pflegeklasse in Anspruch genommen 
wird, sind grundsätzlich nicht als notwendig an­
zuerkennen.

Zu Ziffer 6:
1. Aufwendungen für Stärkungsmittel, die nicht 

als Arzneimittel anzusehen sind, sind nicht 
beihilfefähig.

2. Aufwendungen für Diätkost oder Säuglings­
frühnahrung sind nicht beihilfefähig, da es 
sich nicht um Heilmittel oder dergleichen 
handelt.

Zu Ziffer 8:
Bestehen Zweifel, ob eine vom Arzt schrift­

lich angeordnete Heilbehandlung als wissen­
schaftlich anerkannt anzusehen ist, ist eine Stel­
lungnahme des zuständigen Gesundheitsamtes 
einzuholen. Aufwendungen für Frisch- und Trok- 
kenzellenbehandlungen und für psychothera­
peutische Behandlungen sind beihilfefähig, wenn 
die Festsetzungssielle die Beihilfefähigkeit vor 
Beginn der Behandlung anerkannt hat.

Zu Ziffer 9:
1. Welche Hilfsmittel nach dem Bundesversor­

gungsgesetz gewährt werden, ergibt sich aus 
der Verordnung zur Durchführung des § 13 
BVG in der Fassung vom 18. August 1956 
(BGBl. I S. 751).

2. Beihilfefähig sind nur die Kosten für die ein­
fache Ausführung des Hilfsmittels, nicht aber 
die Mehrkosten für eine Luxusausführung.

3. Für ein Brillengestell wird ein Betrag bis zu 
25 DM als beihilfefähig anerkannt werden 
können.

4. Der Preis für ein Paar normale Schuhe, um 
den die Aufwendungen für orthopädische 
Maßschuhe zu kürzen sind, kann mit 30 DM 
angenommen werden.

Nr. 5 
Beihilfefähige Aufwendungen bei

Sanaforiumsaufenthalt
(1) Die Kosten für Unterbringung und Ver­

pflegung in einem Sanatorium sowie die Aus­
lagen für Kurtaxe und die Kosten des ärztlichen 
Schlußberichtes sind neben Aufwendungen nach 
Nr. 4 Ziff. 1, 6 bis 8 und 10 nur dann beihilfe­
fähig, wenn
1. ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten 

darüber vorgelegt wird, daß die Sanatoriums­
behandlung dringend notwendig ist und 
nicht durch stationäre Behandlung in einer 
anderen Krankenanstalt oder durch eine Heil­
kur mit gleicher Erfolgsaussicht ersetzbar ist, 
und ,

2. die Fesfsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit 
vorher anerkannt hat.
In dringenden Fällen, in denen die sofortige 

Einlieferung des Kranken zur stationären Be­
handlung in einem Sanatorium geboten ist, ist 
der Antrag auf Anerkennung der Beihilfefähig­
keit unverzüglich nachzuholen.

(2) Die Kosten für Unterbringung und Ver­
pflegung sind bis zur Höhe des niedrigsten 
Satzes des Sanatoriums beihilfefähig. Nr. 4 Ziff. 3 
letzter Satz ist anzuwenden.

(3) Ein Sanatorium im Sinne dieser Vorschrif­
ten ist eine Krankenanstalt,
1. die die zur Durchführung einer besonderen 

Heilbehandlung erforderlichen Einrichtungen 
und Pflegepersonen besitzt,

2. in der die Behandlung durch einen dafür vor­
gebildeten Arzt geregelt und überwacht wird 
und

3. die der Aufsicht des zuständigen Gesund­
heitsamtes untersteht (§ 47 der Durchführungs­
verordnung zum Gesetz über die Verein­
heitlichung des Gesundheitswesens vom 
30. März 1935 - Reichsministerialblatt S. 327—,• 
vgl. hierzu das vom Statistischen Bundesamt 
herausgegebene Verzeichnis der Kranken­
anstalten).

Nr. 6
Beihilfefähige Aufwendungen bei Heilkuren

(1) Den nach Nr. 1 Abs. 1 Ziff. 1 beihilfebe­
rechtigten Personen werden Beihilfen zu den
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Kosten einer planmäßigen Heilkur unter ärztli­
cher Leitung in einem Ort des vom Bundesmini- 
ster des Innern auf Grund von Vorschlägen der 
Länder zu den Beihilfevorschriften des Bundes

Nr. 7
Beihilfefähige Aufwendungen bei 

zahnprofheiischer Behandlung

aufgestellten Heilbäderverzeichnisses bis zu
30 Kalendertagen einschließlich der Reisetage 
gewährt, wenn ein von der Festsetzungsstelle be­
zeichneter Amts- oder Vertrauensarzt vor Beginn 
der Kur bestätigt, daß eine solche Heilkur als 
Heilmaßnahme zur Erhaltung der Diensifähig- 
keit notwendig ist und der gleiche Heilerfolg 
durch eine andere Behandlungsweise am Wohn­
ort oder in nächster Umgebung nicht zu erwar­
ten ist, und die Festsetzungsstelle die Beihilfe­
fähigkeit vor Beginn der Kur anerkennt.

(1) Aufwendungen für Zahnersatz (zahn- 
prothetische Behandlung) sind nur unter den 
folgenden Voraussetzungen beihilfefähig:
1. Der Beihilfeberechtigie muß bei Beginn der 

Behandlung entweder unmittelbar vorher 
ununterbrochen mindestens ein Jahr oder 
insgesamt mindestens zehn Jahre dem öffent­
lichen Dienst angehört haben. Ferner darf zu 
diesem Zeitpunkt nicht feststehen, daß der 
Beihilfeberechtigie in den nächsten drei
Monaten aus dem Dienstverhältnis aus-

(2) Beihilfen zu den Kosten von Heilkuren 
werden nicht gewährt,
1. wenn der Beihilfeberechtigte in den dem An- 

tragsmonat vorausgegangenen drei Jahren 
nicht ununterbrochen im öffentlichen Dienst 
beschäftigt gewesen ist,

2. nach Stellung des Antrages auf Entlassung,
3. in den letzten zwölf Monaten vor Erreichen 

der Altersgrenze, es sei denn, daß es sich um 
die Folgen einer Dienstbeschädigung han­
delt,

4. solange der Beihilfeberechtigie aus straf- oder 
disziplinarrechtlichen Gründen vorläufig des 
Dienstes enthoben ist,

5. wenn die Versetzung in den Ruhestand oder 
die Entlassung unmittelbar bevorsteht.

scheidet, es sei denn, daß er nach seinem 
Ausscheiden nach Nr. 1 Abs. 1 Ziff. 2 beihilfe­
berechtigt wird. Saiz 1 gilt nicht für Versor­
gungsberechtigte, die als solche oder auf 
Grund einer Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst beihilfeberechtigt sind.

2. Der Zahnersatz muß nach Art und Umfang
zur Verhütung von Krankheiten oder zur
Wiedererlangung der Gesundheit notwendig 
sein. Aufwendungen für festsitzenden Zahn­
ersatz sind nur dann beihilfefähig, wenn die 
als Brückenpfeiler oder als Stiftzähne benutz­
ten oder die überkronten Zähne frei von 
krankhaftem Befund sind. Bei Brücken dürfen 
im Regelfalle höchstens die Kosten für fünf
Glieder bei Überbrückung von vier
Schneidezähnen höchstens die Kosten für
sechs Glieder einschließlich der Träger­

(3) Beihilfen für Nachkuren werden nicht ge­
währt. Heilkuren in den Seeheilbädern sind nur 
beihilfefähig, wenn sie außerhalb der Zeit vom 
15. Juni bis 15. September durchgeführt werden.

(4) Beihilfefähig sind neben Aufwendungen 
nach Nr. 4 Ziff. 1, 6, 8 und 10 die Kosten für
1. die Kurtaxe und den Schlußbericht des Kur­

arztes,

2. die Unterkunft und Verpflegung bis zum 
Höchstbetrage von 10 DM täglich, wenn der 
Beihilfeberechtigte in seiner Wohnung einer 
anderen Person nicht nur vorübergehend Un­
terkunft und Unterhalt gewährt, weil er ge­
setzlich oder sittlich dazu verpflichtet ist, im 
übrigen bis zum Höchstbetrage von 7 DM täg­
lich.

zähne als beihilfefähig anerkannt werden. 
Zwischenprothesen sind nur dann beihilfe- 
fähig, wenn ihre Verwendung aus gesund­
heitlichen oder dienstlichen Gründen uner­
läßlich ist. Der Beihilfeberechtigte hat auf 
Verlangen der Festsetzungssielle eine Be­
scheinigung eines von der Festsetzungsstelle 
zu benennenden Arztes oder Zahnarztes vor­
zulegen, daß der Zahnersatz nach Ari und 
Umfang zur Verhütung von Krankheiten oder 
zur Wiedererlangung der Gesundheit not­
wendig war.

(2) Die nachstehenden Leistungen sind 
bis zu folgenden Beträgen beihilfefähig:

1. Platte aus Kunststoff .

nur

Ausführungsbestimmungen

je Zahn an der Platte .' . .
2. Metallplatte ........................

je Zahn an der Platte...
3. Metallbügel gebogen ..

gegossen .

Zu Nr. 6

Zu Absatz 1:
Bis zur Bekanntgabe des neuen Heilbäderver­

zeichnisses ist zunächst noch das bisher geltende 
Verzeichnis der anerkannten Heilbäder (Anlage 
zu Nr. 7 Abs. 1 BGr. - GABI. 1953 S. 151 -) zu­
grunde zu legen.

je dazugehöriger Zahn ..
4. Brücke, je Glied ....

40.- DM
8.- DM

120.- DM
8.- DM

60.- DM
90.- DM
8.- DM

60.- DM

5. Kronen aus Metall, Porzellan oder 
Kunststoff, je Krone...............

6. Stiftzähne, je Zahn . ..
7. Klammem gebogen .. 

gegossen ..
8. Saugvorrichtungen, je ..

60.- DM

60.- DM

6.- DM
8.- DM

10.- DM
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9. Funktionsabdruck für einen Kiefer 
für beide Kiefer

10. gegossene Füllungen (Inlays), je
11. Wiederherstellung der Funktions-

fähigkeii einer Prothese bei 
Sprung oder Bruch .... 
Erweitern einer Basisplatte um 
einen neuen Zahn...................  
für jeden weiteren Zahn ..

12. Erweitern einer Basisplatte um 
eine neue Klammer............. 
für jede weitere Klammer . . .

13. Unterfütterung einer Basisplatte

20.­
35.­
30.-

DM 
DM 
DM

20.- DM

25.­
8.-

DM 
DM

20.-
6.­

30. —

DM 
DM 
DM

Andere als die vorstehend aufgeführten zahn­
prothetischen Leistungen sind mit dem Rech­
nungsbetrag beihilfefähig, jedoch höchstens mit 
dem Zweifachen der Mindestsätze des Abschnit­
tes III der Preußischen Gebührenordnung 
(Preugo). Die Mehrkosten bei Verwendung von 
Platin, Gold und Goldlegierungen sind nur bei­
hilfefähig, wenn eine Kiefer- oder Zahnbett­
verletzung vorliegt, die nach zahnärztlicher Be­
scheinigung die Verwendung von Edelmetall 
unbedingt notwendig macht.

Ausführungsbestimmungen
Zu Nr. 7

Zu Absatz 1:
Der nach Ziff. 2 Satz 2 notwendige Nachweis, 

daß die als Brückenpfeiler oder für Stiftzähne 
benutzten oder die überkronten Zähne frei von 
krankhaftem Befund sind, ist durch eine Be­
scheinigung des Zahnarztes auf der Kostenrech­
nung zu erbringen.

Nr. 8
Beihilfefähige Aufwendungen bei
kieferorthopädischer Behandlung

(1) Die Aufwendungen für eine kieferorthopä­
dische Behandlung oder für die Beseitigung von 
Kiefermißbildungen sind nur beihilfefähig, wenn 
1. ein Zahnarzt, auf Verlangen der Fesisetzungs-

stelle ein Amtsarzt, bescheinigt, daß die Be­
handlung in dem vorgesehenen Umfange zur 
Herstellung der Kaufähigkeit oder zur Ver­
hütung einer Krankheit notwendig und die 
Höhe der Kosten angemessen ist und

2. die Festsetzungsstelle die Beihilfefähigkeit der 
Aufwendungen vor Beginn der Behandlung 
anerkannt hat.
Dem Antrag auf Anerkennung der Beihilfe­

fähigkeit der entstehenden Kosten ist ein Heil- 
und Kostenplan des Zahnarztes beizufügen. Die 
Aufwendungen sind nach Schwierigkeit und 
Dauer der Behandlung bis zu einem Höchst­
betrag von 600 DM für jede Person beihilfefähig. 
Bei besonders langwieriger Behandlung können 
Aufwendungen bis zu 800 DM als beihilfefähig 
anerkannt werden. In die vorstehenden Höchst­
sätze sind die Kosten für Hilfsmittel eingeschlos­
sen.

(2) Die Aufwendungen dürfen nur für jeweils 
ein Jahr als beihilfefähig anerkannt werden. Auf­
wendungen für die weitere Behandlung sind nur 
beihilfefähig, wenn nach einem vorher einzu­
holenden Gutachten eines Facharztes für Kiefer- 
orihopädie von der Fortsetzung der Behandlung 
ein ausreichender Erfolg zu erwarten ist.

Ausführungsbestimmungen
Zu Nr. 8

Die Höchstbeträge von 600 DM und 800 DM 
gelten für die Gesamtkosten der Behandlung, 
auch wenn sich die Behandlung auf einen länge­
ren Zeitraum als ein Jahr erstreckt.

Nr. 9
Beihilfefähige Aufwendungen in Geburtsfällen

(1) Die beihilfefähigen Aufwendungen um­
fassen die Kosten
1. für die Hebamme im Rahmen der Gebühren-

2.
ordnung,
für die ärztliche Hilfe und Schwangerschafts­
überwachung,

3. für die vom Arzt oder der Hebamme ver­
brauchten Stoffe und Verbandmittel sowie 
die auf schriftliche ärztliche Verordnung be­
schafften Stoffe, wie Heilmittel, Verbandmit­
tel und dergleichen,

4. für die Unterkunft und Verpflegung in Ent­
bindungsanstalten,- Nr. 4 Ziff. 3 gilt entspre­
chend,

5. für eine Hauspflegerin bei Geburten (auch 
bei Fehl- und Totgeburten) in der Wohnung 
nur, wenn die Wöchnerin nicht bereits von 
einer Kraft nach Nr. 4 Ziff. 5 gepflegt wird, 
für einen Zeitraum bis zu 14 Tagen, begin­
nend mit dem Tage der Geburt; Nr. 4 Ziff. 5 
letzter Satz ist anzuwenden,

6. für die Säuglings- und Kleinkinderausstattung 
bei Lebendgeburten bis zu 180 DM,

7. für die durch die Niederkunft unmittelbar 
veranlaßten Fahrten; Nr. 4 Ziff. 10 gilt ent­
sprechend,

8. für Unterkunft und Pflege eines Frühgebore­
nen in einer dafür geeigneten Einrichtung.
(2) Die Beihilfe in Geburtsfällen erhöht sich, 

falls die Mutter stillt, um den Betrag eines Still­
geldes, wenn
1. die Bezüge des Beihilfeberechtigten (ohne die 

mit Rücksicht auf den Familienstand gewähr­
ten Zuschläge und ohne Aufwandsentschä­
digungen) die Versicherungspflichtgrenze in 
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 
übersteigen und

2. Stillgeld nicht auf Grund des Mutterschutzge­
setzes, der Reichsversicherungsordnung oder 
anderer Vorschriften gewährt wird.
Das Stillgeld wird gewährt, solange die Mut­

ter stillt, längstens bis zum Ablauf der 26. Woche 
nach der Niederkunft. Es beträgt für jeden 
Kalendertag 0,75 DM.
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Ausführungsbestimmungen
Zu Nr. 9

Zu Absatz 2:
1. Ein Stillgeld aus Beihilfemitteln darf nicht ge­

zahlt werden, wenn auf Grund des Mutter- 
schutzgeseizes, der Reichsversicherungsord­
nung oder anderer Vorschriften Stillgeld zu­
steht; das gilt auch dann, wenn die Zahlung 
eines Stillgeldes z. B. auf einer freiwilligen 
Weiterversicherung in der gesetzlichen Kran­
kenkasse oder einer Ersatzkasse beruht.

2. Dem Antrag auf Zahlung eines Stillgeldes ist 
eine Stillbescheinigung beizufügen.

Nr. 10
Beihilfefähige Aufwendungen bei Behandlung 

im Ausland

(1) Bei Tuberkuloseerkrankung sind aus-
nahmsweise die Aufwendungen für die Behand­
lung, Unterkunft und Verpflegung in einer

im Hochgebirge derTuberkuloseheilsiäiie
Schweiz beihilfefähig, wenn nach amts- oder 
vertrauensärztlichem Gutachten eine Behandlung 
im Inland keinen Erfolg verspricht und die Fest­
setzungsstelle die Beihilfefähigkeit vor Antritt 
der Reise anerkannt hat. Die Kosten für Unter­
kunft und Verpflegung sind nur in Höhe des 
niedrigsten Satzes der Anstalt beihilfefähig- 
Nr. 4 Ziff. 3 letzter Saiz ist anzuwenden.

(2) Erkrankt ein im Inland wohnender Bei­
hilfeberechtigter auf einer Auslandsdienstreise 
und kann die Krankenbehandlung nicht bis zur 
Rückkehr ins Inland aufgeschoben werden, so 
sind die im Ausland entstehenden notwendigen 
Aufwendungen in angemessenem Umfang bei­
hilfefähig.

(3) Erkrankt ein im Inland wohnender Bei­
hilfeberechtigter oder in Nr. 2 Abs. 1 Ziff. 1
Buchst, b und c bezeichneter Angehöriger bei 
privatem Aufenthalt im Ausland, so sind die
notwendigen- Aufwendungen für die Kranken­
behandlung im Ausland bis zur Höhe der bei­
hilfefähigen Aufwendungen beihilfefähig, die 
bei einer Behandlung des Krankheitsfalles am 
Wohnort des Beihilfeberechtigten entstanden 
wären.

(4) Das Nähere über die Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen
1. der im Ausland wohnenden Versorgungs­

empfänger und ihrer nach Nr. 2 Abs. 1 Ziff. 1 
Buchst, b und c berücksichtigungsfähigen 
Angehörigen,

2. der im Ausland wohnenden, in Nr. 2 Abs.1 
Ziff. 1 Buchst, b und c bezeichneten Ange­
hörigen von Beihilfeberechtigten, die im In­
land wohnhaft sind, 

bestimmt die Festsetzungsstelle.
(5) In anderen als den in Abs. 1-4 bezeich­

neten Fällen können Aufwendungen für eine 
Behandlung im Ausland ausnahmsweise beim

Vorliegen ganz besonderer Umstände als bei­
hilfefähig anerkannt werden.

Nr. 11
Beihilfefähige Aufwendungen in Todesfällen

Die beihilfefähigen Aufwendungen in Todes­
fällen umfassen nur die Kosten für die Leichen­
schau, den Sarg, die Einsargung, die Aufbahrung, 
die Überführung der Leiche zum nächsigele- 
genen Krematorium, die Einäscherung, die Urne, 
die Überführung der Leiche oder Urne nach der 
Beisetzungsstelle bis zur Höhe der Kosten einer 
Überführung an den Familienwohnsitz, den Er­
werb einer Grabstelle oder eines Beisetzungs­
oder Aufstellungsplatzes der Urne bis zur Höhe 
der Kosten für ein Reihengrab auf die übliche 
Liegezeit, sowie für die Beisetzung und die An­
legung der Grabsielle einschließlich der Grund­
lage für ein Grabdenkmal.

Ausführungsbestimmungen
Zu Nr. 11

Auch in Todesfällen sind nur die notwen­
digen Kosten in angemessenem Umfang bei­
hilfefähig. Die Angemessenheit der Bestattungs­
kosten richtet sich nach der Ortsüblichkeit. 
Andere als die aufgeführten Kosten sind nicht 
beihilfefähig, also auch nicht die Kosten für den 
ersten gärtnerischen Schmuck nach Anlegung 
der Grabstelle.

Nr. 12
Bemessung der Beihilfen

(1) Die Beihilfe beträgt 50 vom Hundert, der 
beihilfefähigen Aufwendungen. Dieser Satz er­
höht sich bei Vorhandensein einer oder mehrerer 
nach Nr. 2 Abs. 1 Ziff. 1 Buchst, b und c berück­
sichtigungsfähiger Personen um je 5 vom Hun-
derl, höchstens jedoch 20 vom Hundert.um
Empfänger von Vollwaisengeld werden bei der 
Bemessung der Beihilfe nach Satz 2 untereinan-
der berücksichtigt, ihr Versorgungsan­wenn
spruch auf demselben Versorgungsfall beruht 
und sie nicht auf Grund eigener Beschäftigung 
selbst beihilfeberechtigt sind.

(2) Sind freiwillig Versicherte trotz ausrei-. 
chender Versicherung für bestimmte Krankheiten 
von den Leistungen ausgeschlossen oder sind 
die Leistungen eingestellt worden, so erhöht sich 
der nach Abs. 1 zustehende Satz für Aufwendun­
gen in diesen' Fällen um 20 vom Hundert.

(3) Die Festsetzungsstelle kann die nach den 
Absätzen 1 und 2 zustehenden Sätze erhöhen, 
1. wenn die Aufwendungen infolge einer

Dienstbeschädigung entstanden sind,
2. für Personen, die bei Inkrafttreten dieser 

Vorschriften nicht versichert sind, das 60. Le­
bensjahr vollendet haben und bis zum 
31. März 1960 nachweisen, daß sie von keiner 
Krankenversicherung mehr aufgenommen 
werden,
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3. im Falle einer Leichenüberführung, wenn der 
Tod während einer Dienstreise oder einer 
Abordnung oder vor der Ausführung eines 
dienstlich angeordneten Umzuges außerhalb 
des dienstlichen Wohnsitzes des Verstor­
benen eingetreten ist,

4. in besonderen Ausnahmefällen, die nur bei 
Anlegung des strengsten Maßstabes anzu­
nehmen sind.

Ausführungsbestimmungen
Zu Nr. 12

Zu Absatz 1:
1. Nicht selbst als Empfänger von Waisengeld 

beihilfeberechtigte Kinder werden bei dem 
beihilfeberechtigten Elternteil berücksichtigt, 
sofern sie nicht auf Grund eigener Beschäfti­
gung im öffentlichen Dienst selbst beihilfe­
berechtigt sind.

2. Bei der Bemessung einer Beihilfe für die aus 
Anlaß der Krankheit und der Beisetzung 
eines Verstorbenen entstandenen Aufwen­
dungen ist der Verstorbene bei der Fest­
stellung der berücksichtigungsfähigen Per­
sonen miizurechnen.

Zu Absatz 2:
Eine ausreichende Versicherung ist anzu­

nehmen, wenn sich aus den Versicherungsbe­
dingungen ergibt oder offenkundig ist, daß die 
Versicherung in den üblichen Fällen stationärer 
und ambulanter Krankenbehandlung wesentlich 
zur Entlastung des Versicherten beiträgt. Dabei 
ist es unerheblich, wenn im Einzelfall die Ver­
sicherungsleistung verhältnismäßig gering ist, 
wie das erfahrungsgemäß z. B. bei Zahnersatz 
der Fall ist. Daß die Kosten im Regelfall über­
wiegend, d. h. zu mehr als 50 v. H. durch Ver­
sicherungsleistungen gedeckt sein müssen, ist 
nicht erforderlich.
Zu Absatz 3:

Bei der Erhöhung der Bemessungssätze nach 
Ziff. 2 darf nicht über den Bemessungssatz hin­
ausgegangen werden, der dem Beihilfeberech-
tigten als Nichtversichertem zu den von ihm
geltend gemachten Aufwendungen gemäß Nr. 3 
Abs. 1 und 2 der bis zum 31. Juli 1959 geltenden 
Beihilfengrundsätze zugestanden hätte.

Nr. 13
Verfahren

(1) Die Beihilfen werden auf Antrag gewährt. 
Festsetzungsstelle ist der Evang. Oberkirchenrat.

(2) Beihilfeanträge sind unter Verwendung 
des bei den Dekanaten und der Expeditur des 
Evang. Oberkirchenrats erhältlichen Vordrucks 
unter Beifügung der Urschriften oder beglaubig­
ter Abschriften der Kostenbelege unmittelbar 
dem Evang. Oberkirchenrat einzureichen. Die 
Anträge sind vertraulich zu behandeln.

(3) Eine Beihilfe wird nur gewährt, wenn der 
Beihilfeberechiigte sie innerhalb eines Jahres 
nach Entstehen der Aufwendungen (Nr. 3 Abs. 5 
Satz 2), spätestens jedoch ein Jahr nach der 
ersten Ausstellung der Rechnung beantragt hat.

(4) Eine Beihilfe kann nur beantragt werden, 
wenn die mit dem Antrag geltend gemachten 
beihilfefähigen Aufwendungen insgesamt mehr 
als 50 DM *) betragen.

(5) Die Beihilfe ist auf volle Deutsche Mark 
aufzurunden.

(6) Die Belege sind vor Rückgabe an den 
Beihilfeberechtigten von der Festsetzungsstelle 
durch Stempelaufdruck „für Beihilfezwecke ver­
wendet" kenntlich zu machen.

(7) Auf eine zu erwartende Beihilfe können
angemessene Abschlagszahlungen geleistet wer­
den.

(8) Bei Beihilfen von mehr als 500 DM hat der 
Beihilfeberechiigte die ihm von der Festset­
zungsstelle zurückgegebenen Belege für die 
beihilfefähigen Aufwendungen noch drei Jahre 
nach dem Empfang der Beihilfe aufzubewahren 
und auf Anfordern vorzulegen. Die Festsetzungs­
stelle hat ihn bei der Rückgabe der Belege hier­
auf hinzuweisen.

Ausführungsbestimmungen
Zu Nr. 13

Zu Absatz 6:
Ärztliche Notwendigkeitsbescheinigungen

sowie Heil- und Kostenpläne haben bei den 
Beihilfeakten zu verbleiben.

Nr. 14
Gewährung von Beihilfen an Hinterbliebene 

und andere Personen in Todesfällen
(1) Beim Ableben eines in Nr. 1 Abs. 1 be­

zeichneten Beihilfeberechtigten werden dem 
hinterbliebenen Ehegatten oder den im Zeit­
punkt des Ablebens kinderzuschlagsberechtig-
ten Kindern Beihilfen zu den beihilfefähigen
Aufwendungen in noch nicht abgewickelten 
Beihilfefällen und zu den beihilfefähigen Auf­
wendungen für die Beisetzung des Verstorbenen 
gewährt, auch wenn sie nicht nach Nr. 1 bei­
hilfeberechtigt sind.

(2) Sind Hinterbliebene nach Abs. 1 nicht 
vorhanden, so können Beihilfen zu den in Abs. 1 
bezeichneten Aufwendungen auch an andere 
Personen gewährt werden, soweit sie durch 
diese Aufwendungen belastet sind.
Ausführungsbestimmungen

Zu Nr. 14
Zu Absatz 1:

Die Beihilfe ist nach dem Hundertsatz zu be­
messen, der dem Beihilfeberechtigien (Nr. 1) im 
Zeitpunkt seines Ablebens zugestanden hätte.
Zu Absatz 2:

Eine Belastung liegt nur vor, soweit das
Sterbegeld und der Nachlaß des Verstorbenen 
nicht ausreichen, die entstandenen beihilfe- 
fähigen Aufwendungen zu bestreiten.

•) Für in der gesetzlichen Krankenversicherung Pflichtver­
sicherte nach der geltenden tarifvertraglichen Regelung 
30 DM.
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Bekanntmachung.
OKR. 27. 1. 1960

Nr. 2233
Az. 22/0 
(23/0, 25/0)

* Gewährung von Beihilfen 
in Krankheits-, Geburts- und 
Todesfällen.

Auf Grund von § 3 Abs. 2 des kirchlichen 
Gesetzes über die Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen vom 
27. 11. 1959 (VBl. 1960 S. 9) wird zum Vollzug des 
genannten Gesetzes bekanntgegeben, was folgt:

I
Nach den neuen Beihilfebestimmungen wer­

den Leistungen einer privaten Krankenversiche­
rung des Beihilfeberechtigten bei der Beihilfe­
berechnung nicht mehr berücksichtigt. Die neuen 
Bemessungsgrundsätze für die Beihilfen sind wie 
die bisherigen Beihilfebestimmungen darauf ab­
gestellt, daß der Beihilfeberechtigte, soweit er 
nicht pflichtversichert ist, sich und seine Familie 
angemessen in einer Krankenkasse versichert, 
damit er möglichst durch Krankheits-, Geburts- 
und Todesfälle nicht in eine wirtschaftliche Not­
lage gerät. Diese Vorsorge kann dem Beihilfe­
berechtigten, der nicht pflichtversichert ist, als 
eigene Leistung zugemutet werden. Die Beihil­
fen, die auf Grund der Beihilfevorschriften ge­
währt werden, sind insoweit als eine zusätzliche 
Fürsorgemaßnahme des Dienstherrn anzusehen.

II
Nach der gegenwärtigen tarifvertraglichen 

Regelung über die Beihilfeleistungen des Staa­
tes an Angestellte, Arbeiter, Lehrlinge und An­
lernlinge (vgl. Rundschreiben des Finanzmini­
steriums Baden-Württemberg vom 9. 11. 1959, 
Gemeinsames Amtsblatt S. 556 ff.) gelten gemäß 
Ziff. 2 der Ausführungsbestimmungen zu Nr. 1 
Absatz 1 der Beihilfevorschriften für die Beihilfe­
leistungen der Landeskirche folgende Besonder­
heiten:

a) Von den in der gesetzlichen Krankenver­
sicherung Pflichtversicherten kann eine Beihilfe 
- abweichend von Nr. 13 Absatz 4 - beantragt 
werden, wenn die mit dem Antrag geltend ge­
machten beihilfefähigen Aufwendungen insge­
samt mehr als 30 DM betragen.

b) Beim Ableben eines in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversicherten Beihil­
feberechtigten werden die beihilfefähigen Auf­
wendungen um das von der Krankenkasse sat­
zungsmäßig gewährte Sterbegeld nicht gekürzt.

III
1. Gemäß § 4 des Gesetzes sind die Aufwendun­

gen zu trennen in solche, die bis zum 31. Juli 
1959, und solche, die darnach entstanden sind. 
Die Aufwendungen gelten als entstanden in 
dem Zeitpunkt, in dem die sie verursachen­
den Umstände eingetreten sind, z. B. der Zeit­
punkt der Behandlung durch den Arzt, des 
Einkaufs von Arzneien, der Lieferung eines 
Hilfsmittels.

2. Beihilfeaniräge sind unter Verwendung des 
bei den Dekanaten und der Expeditur des 
Evang. Oberkirchenrats erhältlichen Vor­
druckes unter Beifügung der Urschriften oder 
beglaubigter Abschriften der Kostenbelege 
unmittelbar dem Evang. Oberkirchenrat ein­
zureichen. Die Anträge werden vertraulich 
behandelt.

3. Soweit Mitglieder der Bruderhilfe des Evang. 
Pfarrvereins in Baden e. V. im Einzelfall ihren 
gesetzlich begründeten Beihilfeanspruch ge­
gen die Landeskirche ausüben wollen, sind 
die Beihilfeanträge in zweifacher Fertigung 
zunächst dem Evang. Oberkirchenrat vorzu- 
legen. Um einer Anregung des Pfarrvereins­
vorstandes im Interesse der Geschäftsverein­
fachung zu entsprechen, leitet der Evang. 
Oberkirchenrat die Zweitschrift des Beihilfe­
antrags mit den Antragsunterlagen der Bru­
derhilfe des Pfarrvereins unmittelbar zu.

4. Auf Nr. 13 Abs. 3 der Beihilfevorschriften, 
wonach Beihilfeaniräge innerhalb eines Jah­
res nach Entstehen der Aufwendungen einzu­
reichen sind, und auf die Sonderregelung für 
über 60jährige Bedienstete in Nr. 12 Abs. 3 
Ziff. 2 der Beihilfevorschriften wird besonders 
hingewiesen.

Besuchszeiten beim Evang. Oberkirchenrat:
Mittwoch und Donnerstag von 10—12 Uhr 

und 15.30-17 Uhr.

Diese Besuchszeiten sollten möglichst einge­
halten werden. Da Dienstag Sitzung des Ober­
kirchenrats ist, sollten - von ganz dringenden 
Fällen abgesehen - an diesem Tage keine Be­
suche stattfinden.

Rechtzeitige schriftliche Anmeldung ist erfor­
derlich.
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